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Geenhrte Versammlumq

In Herrn Ratsherrn KRochlin-Geigy, der am 6.
Februar gestorben ist, wenige Stunden nachdem wir

uns nach unserer letzten Sitzung getrenut hatten, hat

unsere Gesellschaft einen ihrer besten Preunde verloren.

Hr. Kœchlin zählte zu den regelmässigen Besuchern

unserer Sitzungen, er hat die Verhandlungen jeweilen
mit Intéresse verfolgt, bei der Diskussion meistens

sich beteiligt und durch treffende Bemerkungen mehr

Licht in die Frage gebracht, oder durch Eröffnung

neuer Gesichtspunkte der Diskussion überhaupt eéine

breitere Grundlage gegeben. Endlich hat Hr. Rochlin

von 1878 an beéeinahe jedes Jahr uns éine Arbeit

gebracht, welche wichtige aktuelle Fragen oder neue

Erscheinungen auf dem Gebiet der Volkswirtschaft
zum Gegenstand hatten. Und Sie werden sich gewiss
eérinnern, dass die Abende, an welchen Hr. Kochlin

sprach, jeweilen zu unsern bestbesuchten zählten.

Allein seine Thätigkeit in unserer Mitte bildete

doch nur éinen kleinen Teil der Gesamtthätigkeit

Köchlins. Diese erstreckte sich auf ein ausgedehnteéres

Gebiet. Neben seinen Berufsgeschäften war Kochlin-

Geigy als Präsident des Handelskollegiums und späterer

Präsident der Handelskammer während beinahe 30

Jahren der Vertreter aller derjenigen Intéressen Basels,

die wir unter dem gemeinsamen Titel von „wirtschatft-

lichen Intéressen*“ zusammenfassen. Und dieser seiner
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Hauptthätigkeit, deren Schwerpunkt auf das wirtschaft-
liche Gebiet fällt, möchte ich einige Kurze Beétrach-
tungen widmen.

Kœchlins ungefähr 50jähriges Wirken, von 1846

bis 1893, fällt in eine der interessantesten und wich-

tigsten Perioden der wirtschaftlichen Entwicklung der
Gesollschaft.

An deren Eingang vollzieht sieh, auch auf dem

Kontinent, die Revolution in der Industrie und im

Transportwesen, welche die grossen Erfindungen John

Watts und Stephensons in England bereits hervorge-
bracht haben; es beginnt eine neue virtschatftliche
Phase, die Blütezeit des Freihbandels, niebht nur des
freien Handels über die nationalen Grenzen hinaus,

sondern des freien, von jeder staatlichen Pinmischung
unbehinderten Handelns auf dem eigenen Gebiet der

Staaten, der freien Konkurrenz, des sogenannten laisse
faire u. s. W.

Diese Phase eèrstreckt sich bis gegen die Jahre

1870,71. Dann tritt der Umschwung ein, die schroffe
Umkehr von den Anschauungen, die bisher gegolten,

d. h. vom Freihandel zum Schutzzoll, vom laissez faire
zum Staatssocialismus.

Kéochlin hat diese ganze Entwicklung miterlebt,

und zwar nicht nur als Beobachter. In seiner Stel—

lung hat er mitgeraten und mitgeéehandelt, als es galt,

den neuen Anschauungen entsprechend neue Einrich-
tungen zu schaffen oder neue Geésetze zu verfassen.

Es ist deshalb für uns von Möért, seine Stellung
dieser Entwieklung und den wirtschaftlichen Prob-—

lemen gegenüber, die successivo aufgetaucht sind,

zu kennen. —

Und so gestatte ich mir, Ihnen einige seiner Aus-
führungen, die sieh gerade mit den zweéei wichtigsten
dieser Probleme, der Handelsfreiheit im Gégensatz
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zum Schutzzoll und der socialen Frage, befassen,

vorzulesen.

Was zunächst die erste, die Zollfrage betrifft, so

liegen Aussprüche vor, die Hr. Kochlin 1871 und 1881

und endlich 1891 gethan hat:

Der érste vom Jahbre 1871 lautet:

„Im Schosse des schweizerischen Handels-und In-

dustrieyereins wurde, anlässlich der durch den Krieg in

Frage gestellten Handelsverträge und zum Teil mit Be—

zug auf die von der Bundesrevision geforderten Mehr-
ausgaben für den Bund, die Angelegenhbeit der Revi-—

sion des eidg. Zolltarifs zur Besprechung gebracht und

auch das Handelskollegium zur Darlegung seiner An-

sicht eingeladen. Dasselbe antwortete in einem kur—

zen Berichte, dass es der Sache eine praktische Be—

deutung für einstweilen noch nicht beilegen könne,

dass es aber im Prinzip für Beibehaltung eines reinen

Finanzzolls ohne alle schutzzöllnerische Tendenz sei,

darauf gerichtet, der inlündischen Produktion so wenig

als möglich beschwerlich zu werden, weshalb nament-

lich die Kinfuhr von zur Meiterverarbeitung not—

wendigen Rohprodukten erleichtert, dagegen die Menge

von fast unergiebigen, aber chicanösen Zollansätzen

auf allerlei nur in kleinerem Beétrag eingeführten Ar-—

tikeln beseitigt werden sollte. Um dem Zoll zu einem

finanziell ergiebigen und zugleich wenig lästigen zu

machen, wäre das beste, solche Artikel, welche massen-

haft eingeführt und Konsumiert, im Lande selbst aber

nicht produziert oder weiter verarbeitet werden, also

Artikel wie Kaffee, Zucker, Ol, Sprit, Petroleum

u. s. W., höher als bisher zu versteuern und so die

indirekten Abgaben um so viel zu erhöhen, dass diese

Erhöhung für den einzelnen Konsumenten kaum spür-

bar sei. Diese Ansicht wurde von mehrern bedeutenden

Handelskammern der Schweiz geteilt.“
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Sodann finden wir im Bericht der Handelskammer
über das Jahr 1881 folgende Austührungen:

„Eine kleine Exkursion auf das Gebiet der Zoll-
fragen, auf dem der Streit immer noch breéite Wellen
schlägt, sei uns bei diesem Anlass gestattet, und zwar
lediglich zu dem Zwecke, der irrtümlichen oft gehörten
Behauptung entgégénzutreten, als ob das Prädikat
„national* vorzugsweise derjenigeuArbeit gebũhre, deren
Produkte für den internen Konsum beéstimmt sind.

„Ferne sei es von uns, den Mert dieses Téiles
der nationalen Arbeit zu unterschätzen oder gar die—
selbe als antinational bezeichnen zu wollen. Auch
gedenken wir hier die Frage nicht zu entscheiden,
welchem von beiden die nationale Palme gebühre, ob
demjenigen Teile der schweizerischen Arbeit, weleher
sich mit den Produkten des Auslandes auf dem Wölt-
markt messen kann und zu seiner Entwickelung nur
vollstündige Fréeiheit verlangt, oder aber derjenigen
Arbeit, welche selbsſt auf dem heimischen Markt der
auslündischen Konkurrenz nicht gewachsen zu sein
erklärt und nach Schutz- und Zollprivilegium rutft.

„Vor allem ÜUbrigen muss doch sicherlich testgestellt
werden, ob der Schweiz überhaupt die Wahl noch
freistehe, ihre Zollpolitix nach Belieben festzustellen
und das Schwergewicht nach Gutfinden entweder auf
den heimischen oder den ausländischen Markt zu
verlegen.

„Die Schweiz ist bekanntlich agrιιο auαν In
anderer Beeaieluumq ein pussives Lund, d. h. sie bedarf,
um die jetzige Bevölkerung zu ernäühren und zu er
halten, einer bedeutenden Zuftuhr an Brot und andern
für Nahrung, Kleidung, Heizung und Beleuchtungun-
entbehrlichen Stoffen von aussen, deéren Gegenwert
in erster Linie durch die Exportindustrie, d.B durcn
die Verwertun; nationudler Arbeit m Auslaund geliofert
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vwerden muss. OUnsere Ersparnisse und Guthaben aus-

wärts sind doch wohl kKaum bedeutend genug, um auf

die Länge eine andere Bezugsart zu gestatten.

„Anderseits Kann die Schweiz, was die wirkliche

interne Konsumation und nicht die Bedürfnisse der

Exportindustrieen an Halbfabrikaten anbetrifft, ihres

Kleinen Gebietes und der geringen Bevölkerungszahl

wegen nie das erreichen, was in den grossen Schutz-

zollstaaten — ob mit Recht oder Unrecht, sei dahin-

gestellt — aber mit Erfolg angestrebt wird; die

Schweiz ist nämlich niemals im stande, der grossen

Industrie einen Markt zu bieten, der weit genug wäre,

dass dessen Sicherung für die einheimischen Produ-—

zenten von durchschlagendem Nutzen sein und die—

selben in die glückliche Lage versetzen würde, in
der sich gewisse Industrielle unserer Nachbarländer

befinden — in die Lage nämlich, den Hauptteil ihrer
Produktion zu lohnenden Preisen im Inlande verwer—-

ten und das trop plein dann ohne grosse Beschwerde

zu beliebigen Konkurrenz-, éventuell zu Schleuder-
Preisen an das Ausland abstossen zu können. Mo

die Sachen so liegen, da kann die Frage allerdings

aufgeworfen werden, ob nicht das Hauptgewicht auf

den heimischen Markt zu legen sei, und ob nicht die

specifischen Exportinteressen zurückzustellen seien.

„Mo aber, wie in der Schweiz, abgesechen von

der Hoffnungslosigkeit eines solchen Verfahrens wegen

des zu kleinen Marktgebietes, die Möglichkeit der

Ernährung der Bevölkerung an den Fortbestand und
das Gedeihen der Exportindustrieen geradezu gekettet

ist, da fällt mit zwingender Notwendigkeit und sans
phrase der Schwerpunkt der Zollpolitix auf den quα

ländischen Maurſet.
„Das Mittel des Schutzzolles, das anderwärts füg-

lich verwendet werden kann, wird bei uns deshalb

vom übel sein und könnte höchstens den Erfolg haben,
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die Exportindustrieen, welche uns die Existenz er—

möglichen, zu unterbinden und zu érsticken. Die

Kebhrseite des Schutzzolles, die Erschwerung und Ver-

teuerung der Produktionsbedingungen würden zum

Schaden der Exportindustrieen sofort hervortreten,

„Sobald aber einmal feststeht, dass die Erhaltung

der schweizerischen Bevölkerung in ihrem jetzigen

Bestande von dem Gedeéeihen dieses Teéiles der natio-

nalen Arbeit abhängig ist, dass behufs der Ernährung

der grössere Teil dieser Produkte im Auslande gegen

Lebensbedürfnisse ausgetauscht werden muss, so sind

doch sicherlich in erster Linie Mittel und Wege auf-

zusuchen und anzuwenden, welche geeéignet sind, die

Konkurrenzfähigkeit der Exportindustricen i. e. die

Möglichkeit des Austausches der nationalen Arbeit im

Auslande zu eérhböhen oder doch festzuhalten.

„Solcher Mittel aber, weleche Aussicht auf obigen

Prfolg bieten und die zugleiech in unserer Géewalt

stehen, giebt es leider nur wenige, und unter diesen

wenigen steht weit voran die Erhaltung der bisherigen
gũnstigen Produktionsbedingungen, hervorgerufen und

getragen durch unser bisheriges Zollsystem mit seinen

niedrigen fiskalischen Zollsätzen für alle notwendigen

Gegenstünde des Lobensbedarfes, wie wir es zum all-

gemeinen Nutzen und Erommen des Landes seit der

Gentralisation der Zölle vor 80 Jahren gehabt haben.

Höhere Zölle und jedes Hinneigen zum Schutzzoll-

system müssen naturgemäss den entgeéegengesetzten

Effekt haben und die Ezportfähigkeit der Schwei-
schwächen.

„Kampfzölle sodann, das zweite Mittel, welches
angeraten wird, um bei Verhandlungen mit andern
Staaten Konzessionen zu erzwingen, sind jedenfalls
zweischneidig und führen überdies, wie die Erfah-
rungen der letzten Zeit zeigen, entweder wie bei
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den Unterhandlungen zwischen Frankreich und Eng-

land zu dem Resultate, dass man trotz des Scheiterns

dieser Unterhandlungen es im eéigenen Inteéresse als

klũger érachtet, keinen Gebrauch davon zu machen,

oder dass man, wie zwischen Deutschland und öster⸗

reich, sich gegenseitig hinaufsteigert.

„Beides würde uns nicht weiter bringen, und da

sich uberdies im Zollkampfe unser Schwert leicht als

zu Kurz éêrweisen könnte, so muss dieses Mittel die

ultima ratio bleiben.

„Als drittes Mittel, für die Zukunft geltend und

hier nicht in Beétracht fallend, bezeichnen vir alle

die Bestrebungen und Anstrengungen, welche darauf

gerichtet sind, die technische Ausbildung von Industrie

And Gewerbe zu fördern und zu heben, die Kenntnis

der bestehenden schweizerischen Handelsgebiete zu

érweéitern und deren Grenzen auszudehnen u. a. m.,

das ist die richtige schweizerische Handelspolitik; da

igt noch Land zu sehen — nicht aber in der Rich-

tung von Zollprivilegien, die vom schweizerischen

Konsumenten selbst getragen werden müssen.

„Das sind die fundamentalen Sätze, auf welehe

der Basler Handels- und Industrieverein bei seinem

Auftreten in Zollsachen sich jeweilen gestützt hat und

poch stützt. Für Basel — vir beétonen das hier ab-

gSiehtlich — sind die obigen Mahrheiten doppelt gültig,

denn nrιJ em festen Grunde des gοoο—mischen,

materiellen Fortschrittes, des Gedeihens und des guten

Ertrages von Handel und Emportindustrie erscheinen

die Perrungenschoften auf den underen Gebieten ethi⸗

gener nmsoiαler Natur als gesichert umd weitere

ortsclritte als möqlien. Das Handwerk aber, das

gzelbst von Handel und Industrie abhängt, und der

interne Konsum können Gleiches für uns nimmer-

mehr leisten.
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„Für uns in Basel gilt deshalb bezüglich der
schweizerischen Zollpolitix das Katonische „Oaéterum

censeo“ gegen alles, was Schutzzoll heisst. Einzelne

Abweichungen und Ausnahmen mögen zwar auch bei

uns wie übeérall gestattet sein — nur ist nicht 2zu

ũbersehen, dass gerade das regelmässige und andauernde

Wachsen der schutzzöllnerischen Tendenzen und Prä-

tensionen bis auf die letzte Zeit auch bei uns den

Beweéis für die alte Erfahrung geliefert hat, dass der

Schutzzoll, wo er Fuss fasst, als Schraube ohne Ende

wirkt und man wohbl den Anfang, aber nicht das Ende

abzusehen vermag und deshalb grosse Vorsicht ge—

boten ist.“
Endlich gebe ieh noch folgenden kurzen Passus

aus dem Beéricht über das Jahr 1891:

„Der Frage des Zolltarifs, die, wie später ersicht-

lich, unsern Véreéin vielfach beschäftigt hat, kann in-
sofern vorgeworfen werden, zur Centralisation, i. e.

Stäürkung der Bundesgewalt beigetragen zu haben, als

die durchgängig erhböhten Ansätze desselben in erster

Linie dazu bestimmt waren, die DRinnahmen des Bun-—

des zu verstärken . ..

„Der Basler Handels- und Industrieverein hat in

Bezug auf schweizerische Zoll- und Handelspolitik stets

diejenigen zwei Fundamental-Grundsätze vertréten,

welche der Reichskanzler v. Caprivi in seiner grossen

Rede über die Handelsverträßge ebenfalls als Leit-
motive für die deutsche Handelspolitiß hervorgehoben

hat: Möglichste Förderung des Exports und mögliohst

billige Preise für die notwendigen Lebensbedürfnisse

des Arbeiters. Für die Schweiz, welche unter noch

schwierigeren Verhältnissen als Deutschland konkurriert,

ist das letztere von um so grösserer Bedeutung.

„Die hierseitige Ansicht ging nun dahin, dass der

neue schweizerische Zolltarif dieser Forderung nicht

gerecht werde und zu verwerfen sei. Die Absſtimmung
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ertolgte in bejahendem Sinne und die schweizerische

Pxportindustrie wird sich mit dieser Erschwerung, wie

mit so mancher andern, abfindden müssen . . .“

Sie wissen, meine Heérren, dass die Ansichten,

die Hr. Rochlin stets verteidigte, von der Mehrzahl

des Schweizervolkes i. J. 1891 nicht geteilt worden

sind. Aber Sie werden bemerken, dass er mit

Resignation und ohne Bitterkeit sich in die Ereignisse

schickte. „Die schweizerische Exportindustrie vird

sieh mit dieser Drschwerung, wie mit so mancher

andern, abfinden müssen.“ Dieser Satz verrät nicht

Hoftnungslosigkeit, sondern Mut und Entschlossenbeit.

Wenn nun RKochlin in der Zollfrage entschiedener

Anhänger der Prinzipien des „free trade“* war, so war

ér es nur unter gewissen Beschränkungen, sobald diese

Prinzipien auf die soziale Frage sich bezogen.

Ps führt uns dies zum zweéeiten Punkt, über wel-

chen die Bérichte an die Handelskammer über die

Jahre 1882 und 1886 bemerkenswWerte Ausführungen

enthalten.

„Man rutft jetzt wieder der Staatsautoritüt, um

den Individualismus, das Manchestertum, das „Laissez

faire, laissez passer“ éeinerseits und den Socialismus

anderseits durch Organisation der Arbeit zu bekämpfen.

Ps sind das zu weitschichtige Fragen, um hier ein-

lässlich behandelt zu werden, aber die Gélegenbeit

soll benützt werden, um zu beétonen, dass das Man-

chestertum, das den Anhängern des Freihandels, und

war oft in vollſständiger Misskennung seines innern

Mesens, entgegengeschleudert wird, ganz gut mit dem

Schutzzoll verträglich ist und dass das Manchestertum,

soweit dieses Systom nämlich als irrig und verderb-

lich erkannt worden ist, mit der Freiheit des inter-

nationalen Verkehres gar nichts zu schaffen hat. Als

verderbliche und verwerfliche Seite des manchester-

lichen „Laissez faire, laissez passer“ aber ist von dor
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Wissenschaft erkannt und proklamiert worden die

Théorie: „dass die Arbeit eine Ware, wie jede andere

Ware sei, dass der Arbeiter als Verkäufer dieser
WMare mit dem Arbeitgeber als Käufer in vollstän-

diger Freiheit und Gleichberechtigung einen Kauf-

vertrag abschliesss und dass das Spiel der freien Kon-

kurrenz in Angebot und Nachfrage im stande sei,

allfallige temporäre Ungleichheiten und Unbilligkeiten

im WMarenpreise früher oder später wieder auszu-

gleichen. Deshalb solle der Staat nicht anders inter-
venieren, als um Sorge zu tragen, dass das freie Spiel

von Angebot und Nachfrage nicht gestört werde.“

„Die Theorie war verurteilt, sobald man zur Er-

kenntnis kam, dass die Prämissen, nämlich die Iden-

tität der Vatur der Arbeit mit derjenigen anderer

WMaren und die Freiheit des Arbeiters beim Arbeits-

vertrag, als irrige angeschen werden müssen. Die Ar-

beit ist deswegen keine MWare wie andere Maren,
weil sie sich in der Regel von der Person des Ar-

beiters als Verkäufers nicht trennen lässt, und der

RKaufkontrakt zwischen dem Arbeitgeber und dem Ar-

beiter ist deshalb kKein freier, weil der letztere in seiner

Isoliertheit und in der Notwendigkeit, die Mittel zur

Pristung des Lebens sofort zu finden, seine Mare
nicht, wie andere Verkäufer, entweder aufstapeln oder

bis zu besserer Zeit versetzen und die stärkere Nach-—

frage abwarten konnte, sondern mangels anderen

Kapitals verkaufen und zwar oft zu jedem Preis, der
zur Fristung des Lebens noch reichte, verkaufen

musste. Die bei Inkraftsetzen dieser Theorie vor—

gekommenen Ausschreitungen und Auswüchse, die
Ausdehnung derselben auf Wéiber und Kinder ohne

irgend eine gesetzliche Schranke, haben in gewissen

Manufakturbezirken diejenigen bedauerlichen Zustände

hervorgebracht, welche man dem Manchestertum zur

Last legen kann.



„Das sind nun aber doch überwundene Zustände.

Den groben Auswüchsen ist in allen Lundern, vorab in

der Schweiz, durch Fabrikgesetz, Haftpflichtgesetz ete,

namentlich durch das allgemeine Stimmrecht vorge—

beugt und gerade in England, dem Heimatlande der

Theéorie, hat die schonungslose Ubertreibung der An-

wvendung, und das daraus erfolgte Elend die weitere

Folge gehabt, dass die Arbeiter zu energischer und

Aher Solbstvorteidigung aufgerüttelt worden sind und

dass sie heutzutage nach langjähriger Schulung durch

Kampt und Not in ihren mächtigen Gewerbevereinen

und in den EFinigungsämtern Mundellas eine Orgaui-

sation besitzen, die im standeist, für ihre Angehörigen

in der Regel die Theéorie des freien Arbeitsvertrages

dur Mahrheit zu machen und eéines der grossen Pro-

bpleme der Gegenwart der Lösung näher zu bringen.

„Die Gewerbevereine in England aber sind ganz

entschieden Freibändler in Bézug auf den internatio-

nalen Verkehr; sie wissen zu gut, wie sehr ihrJ

oder Mehe vöôn dem Gedeihen des letztern abhängig

ist. Und wie in England, dem Vaterlande des Man-

cherstertums, das Parlament, i. o. dio Staatsautoritãt,

durch diverse Fabrikgesetze den Individualismus ein-

gedümmt und durech die Anerkennung der Gewerbe-

Fereine als Korporationen dem Socialismus Rechnung

getragen hat, so wird es übeérallam Platze sein, den

drei Verschiedenen Systemen dasjenige zu entnehmen

und zur Anwendung zu bringen, was für die jewei⸗

ligen Verhbältnisse als passend erscheint. Die abso-

lute Anwendung eéiner Doktrin allein kKönnte nur ver-—

derblich sein.

„Das alleinige Schalten der Actorität brächte im

besten Falle neben grosser Geérechtigkeit den Verlust

der Freiheit und damit Stagnation, der Tadividudlis

mus bei vielleicht hohen Kulturblüten grosses Elend

der Massen, der Socialismus bei vielleicht etwas besse-
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rem Auskommen der Massen den Vorlust alles dessen,

was das Leben wert macht.. .“

Im Béricht über das Jabr 1886 lässt sien Kochlin

wie folgt aus:

„Der Kampf um die Alleinherrschaft auf dem hei-

mischen Markt, um die Mitherrschaft auf dem Wölt-

markt hat sich übeérall verschärft, und mehr und mehr

tritt die Mitwirkung der Staatsbehörden behufs Förde-

rung und Wabrung der Produktions- und Handöels-
zwecke in den Vordergrund. Der Glaube an die

Macht des Individualismus, an die Theorie des „Laissez

faire“ ist gesunken und die staatssocialistischen Ideéen
beherrschen auf dem Kontinente das Feld. Das soge-

nannte Manchestertum ist in seinen Grundfesten er—

schüttert und bis in seine eigenste Heimat in Erage

gestellt, — ist doch im Laufe des Sommers in der

Handelskammer von Manchester eine Abstimmung über

Unterstützung des „fair trade“ nur durch Stichent-

scheid des Präsidiums zu gunsten des bestehenden

„free trade“ entschieden worden.— Mabrlich, wenn

Cobden, dessen Ideen vor wenigen 40 Jahren gan-

England érobert haben, wieder erwachte, er vwürde

sagen: „Jeh kenne die Welt nicht mehr, die alten

Altäre der Freiheit sind umgestürzt, die neuen der

Staatsbevormundung errichtet worden.“ Es giebt heut-
zutage wenige mehbr, die sich offen zur Manchester-

theorie des „Laissez faire“ bekenneén, und doch hat die—

selbe den einen Teil des von ihr Erwarteten vollständig

geleistet.

„Die grösſstmögliche Güterproduktion ist mit dem

System, das in England von Adam Smith gegründet und

von Cobden und Bright eéerweitert wurde, in vorher

nicht geahnter Weéise eérreicht worden. Die Entfesse—

lung aller individuellen Kraft in freier Konkurrenz, in

Verbindung und Mechselvirkung mit neuen Motoren
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und in den Dienst der Industrie gebrachten Natur-

kruften, hat den Verkehr der Welt von 850 Millionen

Pfund Sterling Anno 1850 auf 2800 Millionen Anno 1880

gehoben, und die Länder, die dem System huldigten,

Sind reich geworden. Die Erwartungen, welche auf das

„Laissez faire“* oder die freie Konkurrenz gegründet

waren, sind also in Bezug auf Hebung der Produktion

im vollsten Masse erfüllt worden. Das System hat sieh

auf dem mateériellen Gebiete in der Hauptsache be—

wüährt; ebenso unzweifelhaft aber hat dasselbe in

seiner ursprünglichen Ausftührung in Bezug auf mora-

lische und humanitäre Zwecke der Voraussagung, dass

die Interessen des Arbeiters und des Arbeitgebers sich

dabei auf die Länge ausgleichen werden, αιι ent-

sprochen.

„Die moralische Seite der Frage, die Berechtigung

des Arbeiters als „Mensch“, und nicht bloss als Hand

behandelt zu werden, der Schutz des Schwächern

gegen die Ausbeutung durch den Stärkern, sind wüh-

rend langer Zeit ausser acht gelassen worden, und

die Frage der gerechten Verteilung des Nutzens bleibt

bis heute und wohl noch für lange eine ungelöste,

obgleich die richtige Lösung seit Jahren als die Haupt-

aufgabe des modernen Réchts-Staates anerkannt vird.

„Das Manufaktursystem mit der Teilung der Ar-

peit und der Kopzentration hat grosse neue Ansied-

lungen geschaffen mit einer Beyölkerungsklasse, welche

neue Beédürfnisse zeigt und neue Ansprüche erhebt,

welchen bestmöglich gerecht zu werden im vobl-

verstandenen Interesse des Staates liegt. Die freie

Niederlassung, das allgemeine Stimmreécht sind im

Veéreéin mit Pressfreiheit, Vereinsfreiheit und Pétitions-

recht diejenigen friedlichen und gesetzlichen Wakffen,

weleche dem Arbeéiter bei uns zu Gebote stehen, um

zu seinen Zielen zu gelangen, und wabrlich, es hat

derselbe im Laufe der vergangenen letzten 20 Jahre bei
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uns in der Schweiz einen bedeutenden Schritt vorwärts

gethan. Die Auswüchse des Manchestertums können

Pei uns als abgethan betrachtet werden, und auch in

Bezug auf᷑ die materielle Stellung ist der Arbeiter heute

erhéeblich besser gestellt. Eine nähere Betrachtung

wird das leicht ausweisen.

„Soweit das „Laissez faire“ mit den sos. Menschen-

rechten der Arbeiter, mit dem Schutze derselben,

damentlich der Weiber und RKinder gegen Millkür,

Ubéranstrengung und Ausbeutung dureh den Arbeit-

geber, nicht im Linklang var, ist heute in vielen

Tulturstaaten mehr oder weniger ausgiebige und aus-

reichende Abhülfe getroffen und der Schutz des Ar-

peiters als Staatssache eérklärt worden. Dass gewisse

Bestimmungen, wie 2. B. diejenige über die Arbeitszeit

der Erwachsenen, ohne internationale Vereinbarung

hre volle wohlthätisge Wirkung nicht äussern können,

kann an der Richtigkeit obiger Angabe nichts ändern.

In den Länderu mit allgemeinem Stimmrecht, in demo⸗

kratischen Staaten, wie die Schweiz, liegt sogar die

Gefahr nur zu nahe, dass die Staatsmännerihre Popu-

larität bei den Arbéeitermassen auf Kosten der Arbeit-

geber zu mehren suchen und den legitimen Inteéressen

det letztern nieht mehr in gleichem Masse gerecht

werden.

„Und bei der Verteilung des materiellen Nutzens

igt der Arbeiter auch nicht so sehr zu kurz gekom-

men, wie oft und viel jetezt noch behauptet wird. Es

vird zu oft vergessen, dass nur durch die Kapital-

ansammlungen und PUrsparnisse, welehe als das Be—

zultat des „Laissez faire“ z2u betrachten sind, alle die

PErleichterungen, Entlastungen, Verbesserungen mõög

lich geworden sind, deren der Arbeiter von heuté,

bewusst oder unbewusst, teilhaftig ist.

„Nur die vermehrte allgemeine Steuerkraft schuf

. B. die Möglichkeit der Aufhebung des Schulgeldes
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und damit die Zugäünglichmachung der obern Schulen,

die Gratislieferung der Militäreffekten, die Hebung

des steuerfreien Pistenzminimums, die Reduktion der

Niederlassungsgelder, die Verbesserungen auf sani-

tarischem Gebiete, die unentgeltliche Beerdigung u. a. m.,

und nur der durch die Mehrproduktion bewirkte Preis-
fall der Güter und das „Laissez passer“, der freie

Austausch derselben über die ganze Welt ermögliechten

dem Arbeiter, seine ganze Lebenshaltung, zu heben

und eéin viel menschenwürdigeres Dasein zu führen,

als dies seinem Vater und Grossvater möglich gewesen.

„Man vergisst, oder wenigstens man unterschätet

heutzutage alle diese Resultate des Systems des „Laisse-

faire“ und sieht nur die Schattenseite desselben.

„Der folgende Ausspruch des Engländers Thorold

Rogers, den er an einem Kongress der Social Science

Association im Jahre 1883 gethan hat, scheint uns der

Wabhrheit viel näher zu kKommen.

„Es ist nicht möglich,“ sagt Rogers, „eine be—

stimmte Linie zu ziehen, wo das „Laissez faire* ein Ende

nehmen, die Thätigkeit des Staates, des Parlamentes

oder der Kommunalverwaltung zu beginnen hat. Die

Wirksamkeit spontaner und unabhängiger Thätigkeit

ist eben eine verschiedene nach den individuellen An-

lagen, nach der gesellschaftlichen Struktur, vielleicht

nach dem Zeitalter. Die Gesetzgebung und Ver-

waltung der Centralgewalt eines Staates deckt also

immer nur eéinen Teil der grossen Aufgabe, der andere

Teil hängt von den spontanen Kräften im Volke, vom

„Laissez faire*“ ab, und beide müssen richtig inein-

andergreifen, wenn nicht schwere Mängel der einen

oder andeéren Art hervortreten sollen.“

„Das gefällt uns besser. In jeder Wirtschafts-

Peériodé handelt es sich um dasselbe Problem. Es

gilt das Interesse und die Selbstsucht der Tndividuen

mit dem Intéresse der Gesellschaft und dem Gemein-—

2
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wohl in Einklang zu bringen. Die Géesellschaft ver-

tritt eine moralische Ordnung, welche das Neben-

einandergehen der Wirtschafts-Individuen ermöglichen

soll. Dieser moralischen Ordnung ist unter der ab-—

soluten Herrschaft des „Laissez faire, laissez passer“

nicht genügend Rechnung getragen worden, und die

eingetretene Mitaktion des Staates ist deshalb gerecht-

fertigt. Ob nun nicht diejenigen, welche dem „Laissez

faire“ ganz das Leben absprechen, wieder allzusehr

der alten, abgestandenen WMirtschaftsordnung sich

nähern und in den umgekehbrten Febler verfallen, dass

sie dem Staate zu viel Macht vindizieren, das ist zum

mindeésten eéine Frage, die aufgeworfen werden kann

und beréits zeitgemäss sein dürfte . . .“

Es geht hieraus hervor, dass Kechlins Stellung in der

socialen Frage eine vermittelnde war. Er besass einen

gesunden Optimismus und hatte das Vertrauen, wie

er in einem seiner Vorträge sagte: „dass es der

„fortschreitenden und immer weéeiter in die tieferen

„Schichten der Arbeiterwelt eindringenden Kultur ge-

„lingen werde, der Auswüchse der Freiheit Herr zu

„werden“. Er warnt vor den kapitalistischen Ausschrei-

tungen und ruft der Staatssgewalt, wenn er in seinem

Vortrag „über das Für und Wider der Kartelle“
bemoerkt:

„Die kKapitalistischen Ausschreitungen aber, die

wir „Ringe*“ nennen, sind éinfach gemeéeingefährlich

und dies um so mebhr, als die Gefahr nicht sowohl

auf dem wirtschaftlichen Boden liegt, wo die Sache

früher oder später wieder siech ausgleichen kann, als

in socialpolitischer Richtung, indem durch diesen Miss-

brauch des Kapitals die Angriffe und das Misstrauen

gegen dasselbe mit Recht geschärft werden. Und wenn

nun die Ansicht ausgesprochen wird, der Kupfer—

Kkrach werde für längere Dauer abschrechende Wir—

kung üben und Ordnung schaffen, so halte ich das
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für einen Fertum, denn die Spielsucht und die Speku-

lation, Gewinnlust und Habsucht schrecken heute

wegen eéines Misserfolges, und sei er noch so gross,

nicht so schnell zurück und halten nur an den Grenzen

der Möglichkeit still. Und wenn doer Staat nicht vill,

dass das Volk zuletzt wieder Sturm laufe gegen die

„Accapareurs“, wie vor hundert Jahren, so wider-

stehe er den Anfängen.“

Anderseits wollte eor aber auch nicht — unddie—

ser Gédanke ist in seinem letzten, in unserer Mitte

gehaltenen Vortrag, „das Récht auf Arbeit*, ausge-

führt — dass dem Staate Aufgaben zugewiesen wer—

den, die sich als Utopien qualitzieren.

RKéœchlin war schon 1865 der socialen Frage prak-

tisch näher gebracht worden durch die Untersuchung

über die Lohnverhältnisse der Arbeiter, mit welcher

das Handelskollegium, dessen Präsident er seit 1863

war, beauftragt wurde. Aber seine Hauptaufgabe, die

er mit Glück durchführte, war die Ausarbeitung eines

basolstädtischen Fabrikgesetzes i. J. 1869 und dessen

Vertretung im Grossen Rat.

Als das Gesetz zur Diskussion kam, hatte Herr

RKœchlin Rektor Wilhelm Schmidlin zum Gegner, der

übrigens durchaus nicht als Vertreter der Fabrikanten-

Idteressen das Gesetz bekämpfte, wie man nach einem

hiesigen Blatt anzunehmen versucht wäre. Stimmten

doch, glaube ich, sämtliche Fabrikanten für Ein-

treten. Schmidlin, ausdrückliech seine Abstammung

aus dem Arbeéiterstand betonend — „mein Grossvater

und mein Vater varen Arbeiter“ bemerkte er — trat

dem Gesetæ als „überzeugter Gegner jeglicher Staatsein-

mischung in Privatabmachungen?“ entgegen, nach der

Maximeé „aideé-toi et le ciel t'aidera,“ und prophetisch

sagte er: „Dieses Gesetz leitet uns in neue Bahnen

und in eine neue folgenschwere Richtung.“
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Kéœchlin gab übrigens zu, dass Schmidlin den

schwersten Schlag gegen das Gesetz geführt habe,

aber, fügte er bei, „ohne mich zu überzeugen“.

Er führte aus:

„Das Gesetz ist ein Akt der Versoöhnung und

„ein Mittel der Vorbeugung gegen neue Arbeiter-

„unruhen. Die öbonomische Hebung der Arbeiter

„wird durch das Gesetz zwar nurindirekt erreicht,

„aber es wird doch wenigstens dadurch solchen Be—

„strebungen Hand geboten. Die Anbänger des „Lais-

„sez faire, laissez passer“* legen der gegenseitigen Ver-

„Ständigunq die beste Mirkung bei. Aber ihr Prinzip

„ist bereits auf allen Punkten durchlöchert. Der

„Staat schützt die Fabrikanten, die Grossindustrie. Die

„hauptsächliche Frucht dieser ist die höhere Civili-

„sation der Neuzeit, aus welcher auch die Bestre—

„bungen der Arbeiter nach ökonomischer undgejstiger

„Hebung hervorgegangen sind. Die jetzigen Zustände

„der Arbeiter in der Grossindustrie sind besser als

„früher, aber in den grossen Verkehrscentren treten

„dis bestehenden, angehäuften Übelstände heller her—
„vor, als wo die Arbeit zerstreut ist. Darum unter-—

„scheidet auch der Gesetzgeber zwischen Fabrik und

Vaus «“

Wenn dSie den damaligen,Volksfreund“ vom 28.

Juni 1869 u. ff. zur Hand nehmen, der die hoch

interessante Debatte, die im Grossen Rat über die

Eintretensfrage sich entsponnen hatte, lesen, so wird

Ihnen der Unterschied zwischen der alten klassischen

Manchesterschule, die Schmidlin mit gewohntem Ge—

schick vertrat, und den schon etwas zum Staatssociu-

lismus hinneigenden Ansichten Kochlins klar werden.

Mit allen gegen 8 Stimmen beschloss der Grosse
Rat damals Eintreten in die Beratungen. Kochlin

trug den Sieg davon. Er hatte auch, 2 Jahre später,

als CQhef der Fabrikinspektion die Beéfriedigung, er—
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lären zu können: „Die Fabrikinspektion schliesst ihren

„Bericht damit, dass sie ihre Uberzeugung dahin aus-

„spricht, es seien die wobhlthätigen Folgen des Gesetzes

„bereits in einer Méise in verschiedenen Richtungen

„erkennbar gewesen und zu Tage getreten, dass der

„etwelche Zwang, welcher den freien Willen des In-

„dustriellen dadurch auferlegt ist, mehr als kKompen-

„siert wird, und dass auch dieser letztere in Bälde

„die Dweckmässigkeit des Gesetzes einsehen lernenwird.“

Gehen wir von diesen zwei grossen und allgemeinen

Fragen der Volkswirtschaft zu den mebr spéciellen,

wirtschaftlichen Fragen über, mit deren praktischer

Lösung Kochlin sich befasst hat, so gedenken wir

des durch ihn ausgearbeiteten Entwurfs zu einem Ge—

setz betreffend EBinführung von Lager- und Pfand-

scheinen, Marrants, das im Jahr 1864 angenommen
und durch welches eine Einrichtung geschaffen wurde,

welche Basel zum grossen WMarenentrepot zu machen

bestimmt war. Ebenso seine Anstrengungen für eine

Reéorganisation der Fruchtbörse. Im weitern ist zu

erwahnen seine Mitwirkung als Mitglied der Kommission

des Ständerates bei der Abfassung des Transport-

gesetzes vom Jahr 1874 und seine intensiye Betei-

ligung bei allen Beratungen, die sich auf Pragen,

welche auf matériellem Gebiet lagen, bezogen.
In der Eisenbahnfrage war Kochlin prinzipiell für

das Staatsbahnsystem, aber er trat doch allen Über-
griffen des Staates, sobald solche versucht wurden,

jeweilen energisch entgegen. Als es sich vor 2 Jahren

um den Ankauf der Centralbalnn dureh den Bund

handelte, trat er entschieden für denselben ein, viel-

leicht mehr noch von politischen, als von wirtschaft-

lichen Erwägungen bestimmt.
Beézũglich des Banknotenwesens fand sich—

in früheren Jahren auf dem Standpunkt einer cen-—
tralen Notenbank, aber als er einsehen musste, dass
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éine solche Institution aller Wahrscheinlichkeit nach
nur eine Staatsbank sein könne, gegen welche er
schwere Bedenken hegte, und die er vermeiden wollte,
so nahm ér den jetzigen Zustand an, obwohl er ge-
wisse Mäangel, die demselben anhafteten, nicht verkannte
und mit seiner Kritik derselben auch nicht zurückhiolt.

Es sei hier noch an das von ihm zu Handen des
Ständerates im Jahr 1880 verfasste Memorial über
den Entwurf zum 1881er Banknotengesetz érinnert,
das viel dazu beitrug, eine von dem éinen Rate be—
reits beschlossene irrationelle Bestimmung aus dem-
selben wieder ausmerzen zu lassen.

Für die Währungsfrage interessierte Kochlin sich

lebhaft. Er bekannte sich als Anhänger des Bimetal-
lismus. Schon im Jahre 1873 finden wir im Voer—
waltungsbericht des Handelskollegiums eine Darlegung
aus seiner Feder. Dieselbe lautet:

„In der Hauptfrage jedoch, der Währungsfrage,
„ebenso in derjenigen der Tarifierung fremder Gold-
„münzen, war nur ein negatives Übereinkommen, d—. H.

„ein Einverständnis, dermalen noch nichts vorzukehren
„und abzuwarten, erreichbar, und es gingen und

„gehen heute noch die Ansichten auch inmitten des

„Handelskollegiums ziemlich weit auseinander. Die
„eine Ansicht stellt sieh auf die Seite der Verfechter

„der alleinigen Goldwährung, sieht mancherlei Ge—
„fahren in der Beibehaltung des Silbers als Handels-
„münze, érachtet als unausweichbar eine beträchtliche
„Entwertung dieses Metalls und infolgedéssen einen
„Rückgang des Nationalvermögens bei Beibehaltung
„der Doppelwährung und andere Übelstände mehr.
„Die andere Meinung anerkennt zwar vollständig die
„theoretische Richtigkeit der Gründe, welche gegen
„die Doppelwährung sprechen, sie bestreitet ebenso—
„wenig éinige praktische Übelstände, allein sie stellt

„»den Sat- auf, dass vom Standpunkt der National-
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„öhonomie die Doppelwährung dermalen noch vor—

„zuziehen sei, indem die mit derselben verbundenen

„Ubelsſtände und Gefahren in Wirklichkeit viel Kleiner

„seien, nicht nur als sie von anderer Seite geschildert

„werden, sondern-auch als die mit der Durchführung

„der alleinigen Goldwährung notwendig verbundenen

„Schäden. Es wird darauf aufmerkscam gemacht,

„dass wir von der bisherigen Entwertung des Silbers

„bis jetzt den vorausgesetzten Verlust nur in mini-—

„mem Masse gehabt haben und auch in Zukunft nicht

„haben werden, venn den Dingen der natürliche

„Lauf gelassen und nicht durch Zwangsmassregeln

„und IE-Acht-und-Bann-Urklärung des Silbers eine

„künstliche, stärkere Entwertung hervorgerufen wird;

„dass das vorhandene Gold zur Beéfriedigung der Bée—

„dürfnisse des europäischen Geldmarktes nicht aus-

„reiche; dass im Geégenteil die Zunahme der internen

„Münzeirkulation in den lateinischen Konventions-

„staaten allein im stande sei, das von Deutschland

„ausser Kurs gesetzte und so sehr gefürchtete Silber

„zu kompensieren; dass es deshalb wirtschaftlichunrichtig

„sei, ein Metall auszuschliessen, das noch gute Dienste

„zu leisten im Falle sei und ohne welches die Auf-—

„hebung des Zwangskurses in den Nachbarländern in

„weite Ferne geschoben werden müsse u. s. k. . . .“

Er ist auch hier, trotzdem die weitere Entwick-

lung, bis heute wenigstens, ihm Unrécht gegebenhat,

von seinen früheren Ansichten nicht abgewichen.

Die Aufzäühlung der verschiedtenen Fragen, in wel-
chen Kochlin thätig war, obwohl sie nicht erschöpfend

ist, giebt Ihnen einen Begriff seiner Vielseitigkeit.

Seine Beélesenheit aufdem Gebiet der volkswirt-

schaftlichen Litteratur war éine geradezu erstaunliche,

sein Auffassungsvermögen ein entsprechendes.

Abgesehen von den Gélehrten des Fachs mögen

éinzelne in Kenntnissen auf bestimmten Gebieten der
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Volkswirtschaft Hrn. Koœchlin übertroffen haben, allein

als ein ihr gesamtes Gebiet beherrschender Mann der

Praxis stand Hr. Kœchlin in der Schweiz wobl un—
erreicht da.

Seine zahlreichen Berichte, und Gutachten, zum

Teil in den Jahresschriften der Handelskammer ge-
sammelt, seine Réferate und Reden legen hierfür

Zeugnis ab.

Wort und Feédeér führte er als Meister.

Der Einfluss, den er genoss, war also ein wohl-

begründeéter.

Sein reiches Missen, seine Arbeitskraft und Ar-

beitslust, denen selbstloses Wirken die höhere Wéihe

gab, fanden Anerkennung und Dank.
Und wenn die hiesigen Kreise der Wissenschaft

ihren Ratsherrn Peter Merian gehabt haben, auf den

sie mit Stol- und Veêerehrung bliekten, so war dem
Kaufmannsstand und der Industrie Ratsherr Kochlin-

Geigy gegeben, dem sis Zutrauen und Liebe entgegen-

brachten und in dessen Händen sie ihre Interessen

wohl gewahrt wussten

Meine Heérren, iech lade Sie nun ein, zum ehren-

den Angedenken an unser verstorbenes Mitglied Herrnu

Ratsherr Kœchlin-Geigy sieh von Ihren svitzen zu
erheben.

———


